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Namens und mit Vollmacht der Antragstellerin beantragen wir hiermit 
prinzipale Normenkontrolle gegen den Antragsgegner zum Sächsi-
schen Oberverwaltungsgericht mit folgenden 
 
        Anträgen: 
 

1. Es wird festgestellt, dass § 8 Abs. 1 S. 2 der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Verordnung – 
SächsCoronaSchVO) vom 5. November 2021 unwirksam war. 
 
2. Es wird festgestellt, dass § 10 Abs. 4 S. 1 der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Verordnung – 
SächsCoronaSchVO) vom 5. November 2021 unwirksam war. 
 
3. Es wird festgestellt, dass § 6a Abs. 2 der Verordnung des Sächsischen Staatsministe-
riums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Corona-
virus SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Verordnung – Säch-
sCoronaSchVO) vom 5. November 2021 unwirksam war. 
 
4. Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens. 
 
 

       B E G R Ü N D U N G:  
I. Sachverhalt 
1. Die Antragstellerin  
a) Die Antragstellerin ist nicht geimpft gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 
(nachfolgend vereinfachend auch nur das „Coronavirus“), testet sich aber täglich und hat auf 
diese Weise jeden Tag über einen langen Zeitraum hinweg nachgewiesen, dass sie nicht krank 
ist, das Coronavirus nicht in sich trägt und deshalb keine Ansteckungsgefahr für Personen dar-
stellt, mit denen sie in Kontakt tritt. 
 
b) Die Antragstellerin ist selbstständige, freie Künstlerin und als solche deutschlandweit bekannt 
als Sängerin, Komponistin und Textdichterin. Sie ist unter anderem berühmt für ihren Song 
„Schatten an der Wand“ sowie ihr gleichnamiges Musikalbum, auf dem sie alle Lieder als aus-
übende Künstlerin gesungen hat. Ihre Musikalben erzielen jeweils hohe Chartplatzierungen. Das 
am 21.08.2020 erschienene Musikalbum „Ehrensache“ der Antragstellerin erreichte bislang Platz 
13 der TOP 100-Albumcharts in Deutschland. Im Laufe ihrer Karriere absolvierte die Antragstel-
lerin mehr als 3000 Konzerte. Beispielsweise trat die Antragstellerin am 22. August 1989 in Ost-
Berlin-Weißensee (ehemalige DDR) in einem Konzert vor 120.000 Menschen auf, wobei dieses 
Konzert live von der ARD übertragen worden ist. Die Antragstellerin wurde mehrmals als „beste 
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Zudem ist die Antragstellerin im Zeitraum der Geltung der angegriffe-
nen Vorschriften durch diese auch erheblich geschädigt worden, weil 
nur weniger Personen ihr Konzert in Chemnitz am 18.11.2021 besucht hatten. Auch die sonstigen 
Grundfreiheiten der Antragstellerin waren durch die angegriffenen Vorschriften erheblich beein-
trächtigt worden. Wir verweisen auf unsere Ausführungen im Rahmen der Antragsbefugnis. 
 
g) Wir weisen darauf hin, dass das Sächsische Oberverwaltungsgericht die Antragsbefugnis und 
das Rechtsschutzbedürfnis der Antragstellerin im Verfahren 3 B 411/21 (siehe Beschluss vom 
19.11.2021, dort insbesondere auf S. 13, RdNr. 14 und 15) ebenfalls bejaht hat. 
 
2. Begründetheit  
Der Antrag ist auch begründet, da die § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1 und § 6a Abs. 2 Säch-
sCoronaSchVO in der Fassung vom 5. November 2021 gegen höherrangiges Recht verstoßen. 
Hinsichtlich der folgenden Ausführungen ist anzumerken, dass nach Kopp/Schenke a.a.O. RdNr. 
50 eine partielle rechtliche Betroffenheit ausreichend ist. Insofern beschränkt das Gericht den Prü-
fungsumfang nicht etwa auf subjektive Rechte, sondern nimmt eine umfassende Rechtmäßig-
keitsprüfung vor. 
 
a) Verstoß der § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1, § 6a Abs. 2 SächsCoronaSchVO gegen § 32 S. 1 
i.V.m. § 28 Abs. 1 S. 1 und 2, § 28a Abs. 1, Abs. 2 S. 1, Abs. 3, Abs. 6 IfSG, Art. 31 GG 
aa) Bindung an die Ermächtigungsvoraussetzungen des IfSG (Verstoß gegen Bundesrecht) 
Zunächst verstößt die SächsCoronaSchVO gegen Bundesrecht. Gemäß § 32 IfSG werden die Lan-
desregierungen ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a 
und 29 bis 31 in Verbindung mit § 2 Nr. 7 IfSG maßgebend sind, auch durch Rechtsverordnungen 
entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Dies 
hat der Antragsgegner durch die SächsCoronaSchVO vom 05.11.2021 getan. Ausweislich des 
Wortlauts des § 32 IfSG war die Antragsgegnerin dabei jedoch an die Ermächtigungsvorausset-
zungen des § 28 IfSG gebunden. Gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31 IfSG 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausschei-
der festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war. 
 
bb) Der Ausschluss von Negativgetesteten vom kulturellen und gesellschaftlichen Leben ist 
nicht erforderlich 
Als „notwendige Schutzmaßnahme, die zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krank-
heiten erforderlich ist“, sieht die SächsCoronaSchVO in § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1, § 6a Abs. 2 
die Einführung eines nicht optionalen 2G-Modells für bestimmte Veranstaltungen vor, sobald die 
sog. „Vorwarnstufe“ i. S. d. § 2 Abs. 4 eingreift. Die SächsCoronaSchVO bestimmt grundsätzlich 
in § 7 als Voraussetzung zur Teilnahme an verschiedenen öffentlichen und kulturellen Tätigkei-
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ten, die Pflicht zur Vorlage eines lmpf-, Genesenen- oder Testnachwei-
ses ab einer 7-Tage-Inzidenz von mehr als 35. Zusätzlich zu diesen Maß-
nahmen greift die Vorwarnstufe, deren Vorliegen sich nach der 7-Tage-Inzidenz Hospitalisierun-
gen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SächsCoronaSchVO), dem Belastungswert Normalstation (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 
SächsCoronaSchVO) und dem Belastungswert Intensivstation (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 Säch-
sCoronaSchVO) bestimmt. Beim Eingreifen dieser Vorwarnstufe gelten die Maßnahmen zur 7-
Tage-Inzidenz i. S. d. § 7 SächsCoronaSchVO entsprechend (§ 8 Abs. 1 S. 1 SächsCoronaSchVO). 
Allerdings gilt in diesem Fall abweichend von § 7 SächsCoronaSchVO die Pflicht zur Vorlage 
eines lmpf- oder Genesenennachweises im Falle des Betretens bestimmter Einrichtungen (Innen-
gastronomie, Teilnahme an Veranstaltungen und Festen in Innenräumen, Zugang zu Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen im Innenbereich, Zugang zu Diskotheken, Clubs und Bars im Innenbe-
reich, vgl. § 8 Abs. 1 S. 2 SächsCoronaSchVO). Auch für den Zutritt zu Großveranstaltungen er-
fordert die Verordnung gem. § 10 Abs. 4 S. 1 SächsCoronaSchVO während der Geltung der Vor-
warnstufe die Vorlage eines Impf- oder Genesenennachweises. 
 
Ein Negativtest wird im 2G-Modell hingegen generell nicht gefordert. Die Geimpften und Gene-
senen, die das Coronavirus in sich tragen und weiterübertragen können, müssen sich nicht testen 
lassen, obwohl sie damit eventuell sogar Ansteckungsverdächtige i. S. d. § 2 Nr. 7 IfSG sind. Und 
die Ungeimpften dürfen im 2G-Modell durch einen Negativtest nicht beweisen, dass sie gesund 
und ansteckungsunverdächtig sind, weil sie das Coronavirus nicht in sich tragen und damit auch 
nicht weiterübertragen können. 
 
Weil das 2G-Modell auf jegliche Testungen verzichtet, kommt es nicht selten zu einer erheblichen 
Infektionsverbreitung. Wir verweisen z. B. auf 2G-Veranstaltungen ohne Testungen in Münster, 
die zu einer erheblichen Infektionsverbreitung führten. Beteiligt an diesen Veranstaltungen wa-
ren jeweils keine ungeimpften Personengruppen. 
 
Beweis: 

Bericht des WDR: „Münster: Inzwischen 85 Infizierte nach 2G-Party im Club“ (Anlage 
AST6) 

 
In Sachsen ist das 2G-Modell auf Grund der SächsCoronaSchVO nicht mehr optional, sondern 
sogar verpflichtend (§ 6a Abs. 2 SächsCoronaSchVO). Im Ergebnis ist also die Teilnahme an ver-
schiedenen Kultur- oder Großveranstaltungen sowie am allgemeinen sozialen, kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben während der Vorwarnstufe nur noch bei Vorlage eines Geimpft- oder 
Genesenenausweises möglich. Die Vorlage eines negativen Tests (z. B. PCR-Tests), der den vollen 
Beweis liefert, dass die betreffende Person gesund ist und das Coronavirus nicht in sich trägt und 
deshalb nicht weiterübertragen kann, ist hingegen nicht mehr zulässig. Wie bereits aufgezeigt, 
gilt die Vorwarnstufe, auf die sich § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1, § 6a Abs. 2 SächsCoronaSchVO 
beziehen, in Sachsen seit dem 05.11.2021 (Anlage AST3). 
 
Der in § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1, § 6a Abs. 2 SächsCoronaSchVO vorgesehene Ausschluss 
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von ungeimpften Personen, also auch solchen, die über einen Negativ-
test nachgewiesen haben, dass sie gesund sind und das Coronavirus 
nicht in sich tragen und deshalb auch nicht weiterübertragen können, ist allerdings nicht erfor-
derlich i. S. d. § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. 
 
cc) Mindestens gleiche Eignung von „1G“ im Vergleich zu 2G 
Nach allgemeinen rechtlichen Maßstäben ist eine Maßnahme erforderlich, wenn sie geeignet ist, 
den erstrebten Zweck zu erreichen und unter gleichermaßen geeigneten Mitteln das mildeste 
Mittel darstellt, um den erstrebten Zweck zu erreichen (vgl. etwa BVerfG, Beschluss vom 28. Feb-
ruar 2012, 1 BvR 3116/11). Zweifelsfrei ist es der erstrebte Zweck des IfSG, die Gesundheit der 
Bevölkerung zu schützen und eine weitere Ausbreitung des Virus zu verhindern. Hierzu ist der 
Ausschluss von Personen, die mit Hilfe eines Negativtests nachgewiesen haben, dass sie gesund 
sind und keine Ansteckungsgefahr von ihnen ausgeht, weil sie das Coronavirus nicht in sich tra-
gen, nicht erforderlich. Die Aussage eines Covid-19-Tests ist gerade, dass von der getesteten Per-
son keine Ansteckungsgefahr ausgeht. Als Virusverbreiter kommen die (ungeimpften) Negativ-
getesteten also nicht in Betracht. 
 
Dem lässt sich auch nicht entgegenhalten, dass ein PCR-Test immer nur eine Momentaufnahme 
darstellt, da sich eine solche angebliche Schwäche der Tests durch ein ausgeprägtes Testmuster 
umgehen lässt. Insofern stellt selbst die Vorlage von 7 Negativtests an 7 aufeinanderfolgenden 
Tagen oder gar 14 Negativtests an 14 aufeinanderfolgenden Tagen noch ein wesentlich milderes 
Mittel dar als der vollständige Ausschluss aller Negativgetesteten von Veranstaltungen. Das RKI 
stellt etwa fest, dass die Verlässlichkeit steige, “wenn [die Tests] seriell, z.B. in einem Abstand 
von zwei oder drei Tagen eingesetzt werden (s. Abb. 4), oder noch besser an zwei von drei aufei-
nanderfolgenden Tagen bzw. alle 48 Stunden” (ebd.). 
 
Beweis:  
  RKI, Epidemiologisches Bulletin 20/2021, Antigentests: Bewertung und Kommunikation |
 COVID-19 in der 1. Welle, Untersuchung in Hamburger Familien, S. 6, Abb. 3 
 
Es lässt sich also zunächst festhalten, dass Schnelltests zwar ein „geringes” Risiko haben, falsche 
Negativtests auszuwerfen. Die Verlässlichkeit lässt sich jedoch signifikant erhöhen, wenn ein 
ausgeprägtes Testmuster angewendet wird. Es muss noch einmal eindringlich darauf hingewie-
sen werden, dass selbst ausufernde Testpflichten über mehrere Wochen mit mehreren Testvari-
anten und mit eigener Finanzierung noch ein wesentlich milderes Mittel darstellen als der voll-
ständige Ausschluss negativgetesteter gesunder Personen von Veranstaltungen. 
 
Die mindestens gleiche Effektivität von „1G“ (= negativ getestet) und 2G (= Zutritt nur für Ge-
impfte und Genesene) wird auch nicht dadurch beseitigt, dass sich Personen zwischen dem Test 
und dem Zutritt zur Veranstaltung noch infizieren können. Insoweit sind etwa Modelle denkbar, 
in denen neben einem ausgeprägten Testmuster im Vorfeld des Besuchs einer Veranstaltung zu-
sätzlich die Pflicht zum Schnelltest vor Ort besteht. Auch sind Betroffene nach medizinischen 
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„Nachlassende Schutzwirkung der Impfung und die explodieren-
den Infektionszahlen zeigen ihre Folgen: Von den 72.794 symptomatischen laborbestätigten 
Coronavirus-Fällen, die zwischen 11. Oktober und 7. November aufgetreten sind, waren 41 
Prozent der Betroffenen – 29.818 Personen – vollständig geimpft. Das gab die Agentur für 
Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES) gestern bekannt. Die Anzahl der 
Impfdurchbrüche lag damit zuletzt deutlich höher als seit Februar insgesamt mit rund 17 
Prozent. 
 
Ein Impfdurchbruch definiert sich durch das Auftreten von Symptomen trotz vollständiger 
Impfung, weil die Impfung zwar auch häufig vor einer Ansteckung schützt, aber dafür zu-
gelassen ist, Erkrankungen zu vermeiden. Für die Zählung als Impfdurchbruch reichen 
auch sehr leichte Symptome. Rund 40 Prozent aller verzeichneten Infektionsfälle sind in 
dem Zeitraum asymptomatisch gewesen. 
 
Höchster Anteil bei Älteren 
Das Steigen der Impfdurchbrüche hat mehrere Gründe, einer davon ist die nachlassende 
Schutzwirkung der Impfung nach einigen Monaten. Das zeigt sich auch bei den Detailzah-
len: Bei den über 60-Jährigen war in den vergangenen Wochen der Anteil der Impfdurch-
brüche mit rund 70 Prozent am höchsten. Das ist auch jene Gruppe, die in den ersten Mo-
naten des Jahres geimpft wurde. Von 21.000 Fällen waren rund 13.000 symptomatisch, da-
von wieder 9.000 mit Impfung. Die Altersgruppe ist zu rund 84 Prozent geimpft. 
 
Wenn der Anteil der Geimpften in der Population steigt, dann steigt auch die Wahrschein-
lichkeit, dass unter den Personen, die sich mit SARS-CoV2 infizieren bzw. daran erkranken, 
Geimpfte sind, betonen die AGES-Experten. In der sehr breit gefächerten Gruppe der 18- 
bis 59-Jährigen betrug der Anteil der Impfdurchbrüche rund 38 Prozent, bei den Zwölf- bis 
17-Jährigen rund acht Prozent.“ 

 
Beweis: 
 Bericht des ORF vom 10.11.2021: „Zahl der Impfdurchbrüche steigt“ (Anlage AST7) 
 
Dies bedeutet, dass ein hoher Anteil der Geimpften weiterhin „inzidenzrelevant“ ist. Wie ausge-
führt, können diese Personen das Coronavirus auch weitergeben. Das RKI stellt in den FAQ zu 
der Frage „Können Personen, die vollständig geimpft sind, das Virus weiterhin übertragen?“ 
etwa fest: 

 
„In der Summe ist das Risiko, dass Menschen trotz Impfung PCR-positiv werden und das 
Virus übertragen, auch unter der Deltavariante deutlich vermindert. Es muss jedoch davon 
ausgegangen werden, dass Menschen nach Kontakt mit SARS-CoV-2 trotz Impfung PCR-
positiv werden und dabei auch infektiöse Viren ausscheiden. Dabei können diese Men-
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schen entweder Symptome einer Erkrankung (die zumeist eher 
milde verläuft) oder überhaupt keine Symptome entwickeln. Zu-
dem lässt der Impfschutz über die Zeit nach und die Wahrscheinlichkeit, trotz Impfung 
PCR-positiv zu werden, nimmt zu. Das Risiko, das Virus möglicherweise auch unbemerkt 
an andere Menschen zu übertragen, muss durch das Einhalten der Infektionsschutzmaß-
nahmen zusätzlich reduziert werden. Daher empfiehlt die Ständige Impfkommission 
(STIKO) auch nach Impfung die allgemein empfohlenen Schutzmaßnahmen (Abstand hal-
ten, Hygieneregeln beachten, Alltag mit Maske, Corona-Warn-App nutzen und Lüften) 
weiterhin einzuhalten. 
 
Stand: 02.11.2021“ 
(Hervorhebung durch Unterstreichung im Zitat durch den Unterzeichner) 

 
Beweis: 

1. Siehe auf der Webseite des RKI unter https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-
Impfen/FAQ Transmission.html 

2. Siehe auch die Studie: „Increases in COVID-19 are unrelated to levels of vaccination across 
68 countries and 2947 counties in the United States” in European Journal of Epidemiology 
(2021), zu finden unter https://link.springer.com/article/10.1007/s10654-021-00808-7, ver-
öffentlicht am 30.09.2021 (dazu, dass es aktuell weltweit zu einer erheblichen Anzahl von 
Impfdurchbrüchen kommt) 

3. Siehe auch https://www.facebook.com/watch/?v=314768020068858 (in diesem Video wird 
der Ministerpräsident von Sachsen am 02.11.2021 darüber informiert, dass mehr Geimpfte 
als Ungeimpfte auf der Normalstation der Uniklinik in Leipzig liegen; trotzdem erließ er 
wenige Tage später die von uns angegriffene SächsCoronaSchVO und berief sich dabei 
darauf, dass er die Verordnung auf Grund von Gesprächen mit medizinischen Experten 
veranlasst hat, siehe in Anlage AST2, dort auf S. 21 in der Begründung zu § 6a Säch-
sCoronaSchVO) 

 
Im Ergebnis bedeutet das, dass die – nicht negativgetesteten – Geimpften und Genesenen die 
„Störer“ sind und als solche, etwa durch Durchführung eines Tests vor der Teilnahme an Veran-
staltungen, in Anspruch genommen werden können. 
 
Es lässt sich also festhalten, dass die eigentlichen Störer die ungetesteten Geimpften und Genese-
nen sind, da die Geimpften und Genesenen (aber nicht negativgetesteten), die Negativgetesteten 
(aber nicht geimpften und genesenen) weiterhin anstecken können. Umgekehrt ist dies allerdings 
nicht der Fall, da die Negativgetesteten ja erwiesenermaßen nicht ansteckend sind. Gemäß den 
bisher geltenden 3G-Regelungen durften Geimpfte und Genesene beispielsweise auf Veranstal-
tungen und in Restaurants, auch wenn sie nicht negativgetestet worden waren, obwohl sie das 
Coronavirus in sich tragen und dieses weiterübertragen konnten. Geimpfte und Genesene kön-
nen bei Zugrundelegung der 3G-Regelungen also ohne Weiteres Geimpfte, Genesene und (ge-
impfte, ungeimpfte oder genesene) Negativgetestete mit dem Coronavirus anstecken. 





Unser Zeichen: 4619-21 – Julia Neigel ./. Freistaat Sachsen – Seite 18/22 

 

 

„Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.“ (Hervorhebung durch 
den Unterzeichner). (Ungeimpfte) Negativgetestete werden durch die 
Einführung des 2G-Modells der § 8 Abs. 1 S. 2, § 10 Abs. 4 S. 1, § 6a Abs. 2 SächsCoronaSchVO 
willkürlich ungleich behandelt. „Alle Menschen“ sollen jedoch vor dem Gesetz gleich sein. Eine 
Rechtfertigung dafür, dass nachweislich Gesunde und Ansteckungsunverdächtige von den in § 
8 Abs. 1 S. 2 und § 10 SächsCoronaSchVO genannten Veranstaltungen und Einrichtungen ausge-
schlossen werden müssen, gibt es nicht. Denn es ist nicht möglich, dass (ungeimpfte) Negativge-
testete das Coronavirus weiterübertragen. 
 
cc) Art. 2 Abs. 1, Abs. 2 GG, Art. 1 GG, Art. 14 SächsVerf, Art. 15 SächsVerf (Allgemeine Hand-
lungsfreiheit, Menschenwürde) 
 
dd) Art. 5 Abs. 3 GG, Art. 21 SächsVerf (Kunstfreiheit) 
 
ee) Art. 12 Abs. 1 GG, Art. 28 Abs. 1 SächsVerf (Berufsfreiheit): Für Künstlerinnen wie die An-
tragstellerin gehört auch der Gang auf ein Konzert oder eine künstlerische Veranstaltung zu ih-
rem Beruf, weil sie dort mit Kollegen in Kontakt tritt und dabei ihr weiteres berufliches Fortkom-
men organisiert. 
 
ff) Mehrere Artikel aus der EU-Grundrechtecharta, insbesondere Art. 20, Art. 21 Abs. 1, Art. 13, 
Art. 15, Art. 16 EU-Grundrechtecharta. Der Anwendungsbereich der EU-Grundrechtecharta ist 
in Art. 51 geregelt. Die EU-Grundrechtecharta ist gegenüber der SächsCoronaSchVO höherran-
giges Recht. 
 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang Art. 3 Abs. 2 EU-Grundrechtecharta. Dieses EU-
Grundrecht gewährleistet, dass man sich ohne Einwilligung keiner medizinischen Behandlung 
(z. B. Impfung) unterziehen muss. Auch der sog. Nürnberger Kodex (ethische Richtlinien) so-
wie die Resolution des Europarats für Menschenrechte Nr. 2361 vom 27.01.2021 untersagen den 
Zwang zu einer medizinischen Behandlung, wie z. B. einer Impfung. Ein auch nur mittelbarer 
Impfzwang verstößt gegen diese ethischen und politischen Richtlinien und gegen die Charta der 
Grundrechte der EU. 
 
Wir weisen in diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass die gegenwärtig verimpften Impf-
stoffe von BionTech und Moderna auch jeweils nur eine bedingte Zulassung von der Europä-
ischen Arzneimittel-Agentur (EMA) erhalten haben. Die Studien laufen noch bis mindestens 
bis ins Jahr 2023. Gegenwärtig müssen alle Geimpften die mit den Impfungen verbundenen 
Risiken selbst tragen. Die Hersteller dieser Impfstoffe müssen von den einzelnen Geimpften 
im Rahmen der Impfung auch jeweils haftungsfrei gestellt werden. Andernfalls werden Imp-
fungen nicht durchgeführt. Auch vor diesem Hintergrund ist der indirekte Impfzwang, der von 
einem 2G-Regelungsmodell ausgeht, kein plausibles Mittel, um dieses 2G-Regelungsmodell zu 
rechtfertigen. Gemäß Art. 3 Abs. 2 EU-Grundrechtecharta sowie dem sog. Nürnberger Kodex 
sowie der Resolution des Europarats für Menschenrechte Nr. 2361 vom 27.01.2021 muss jeder für 












